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			Mehr Geld für Rentner, weniger für den Staat

			Oberster Gerichtshof entscheidet gegen Regierung
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			In Justizpalast wurde noch nicht das letzte Wort gesprochen. (Foto: Roblespepe)

			Buenos Aires (AT/jea) - Am Dienstag wurde schließlich das Urteil des Obersten Gerichtshofes über die Klage eines Pensionärs, Lucio Orlando Blanco, bekannt, der eine Inflationsberichtigung seiner Pension gemäß einem anderen Index forderte, als den, den die ANSeS angewendet hatte. Mit vier Stimmen gegen die des Präsidenten des Gerichtes, Carlos Rosenkrantz, gab der Oberste Gerichtshof der Klage statt, und ordnete die Anwendung des ISBIC-Indices an, der schon in einem anderen Fall (des Pensionärs Ellif) angewendet worden war und sich auf die Grundlöhne der Bauwirtschaft bezieht. Die ANSeS hatte bisher den RIPTE-Index des Arbeitsministeriums genommen, der auf der Grundlage der Durchschnittsentlohnung der Arbeitnehmer bezieht. 

			Finanziell bedeutet dieses Urteil eine Erhöhung der Ausgaben für Renten, was der Regierung besonders jetzt nicht gelegen kommt. Schatzminister Dujovne schätzte, dass dieses Urteil den Fiskus $ 700 Mio. kosten werde, aber die Finanzziele des Staates nicht beeinträchtigen werde. Er war jedoch nicht präzis in bezug auf Zahl der Fälle, die er dabei einschließt.

			Die Umsetzung des Urteils wird einige Zeit beanspruchen, wobei es sich zunächst nur um einen Einzelfall handelt. Danach kommen unmittelbar 11.766 Fälle hinzu, bei denen die Prozesse schon fortgeschritten sind. Schließlich sollen um die 150.000 Fälle von der neuen Berechnungsformel betroffen sein, bei denen sich Gerichtsverfahren in Gang befinden. In den USA und vielen anderen Ländern wird ein Urteil des Obersten Gerichtshofes sofort von allen Richtern angewendet, die analoge Fälle behandeln. In Argentinien hingegen wird jeder Einzelfall weiter abgewickelt wie bisher, und die Richter erster und zweiter Instanz können gegen das neue Urteil entscheiden, und die ANSeS kann auch Berufung einlegen, wenn das Urteil des Obersten Gerichtshofes in diesen Instanzen bestätigt wird. Jeder Einzelfall wird erst definitiv entschieden, wenn er eventuell beim Obersten Gerichtshof landet. Und das dauert lange, umso mehr als die Gerichte, die sich mit Pensionsproblemen befassen, stark überlastet sind. Die Neuberechnung der Pensionen gilt nicht für diejenigen, die sich dem Korrekturgesetz der Macri-Regierung (“ley de reparacion histórica”) angeschlossen haben. Da es sich bei den Pensionären und Hinterbliebenenrentnern um ältere Menschen handelt, ist die Todesrate hoch, so dass viele Klagen auf diese Weise beendet werden, bevor es zu einem endgültigen Urteil kommt. 

			Es ist bemerkenswert, dass in diesem Fall der Präsident des Obersten Gerichtshofes, Carlos Rosenkrantz, mit seiner Stimme gegen die Anwendung eines anderen Indices, der für die Rentner günstiger ist, allein blieb. Horacio Rosatti, der auch von Macri ernannt wurde, stimmte für die neuen Berichtigungsformel, zusammen mit Ricardo Lorenzetti (dem vorangehenden Präsidenten) und Juan Carlos Maqueda. Elena Highton de Nolasco stimmte dann mit einem eigenen Fundament für die neue Formel. Im Grunde gibt es gute Argumente für beide Stellungnahmen, so dass man erwartet hätte, dass eine Mehrheit zustande käme, die für die bisherige Indexierungsformel stimmt und die Staatsfinanzen nicht weiter belastet. Denn es geht hier nicht nur um die Auslegung der Verfassung, die auch in diesem Fall unterschiedlich sein kann, sondern um das Staatsinteresse, also die Notwendigkeit, die Staatsfinanzen zu sanieren und keine zusätzlichen Hindernisse für dies zu schaffen.
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			Die Woche in Argentinien

			TV-Unternehmen gestürmt

			Der peronistische Aktivist Juan Grabois, Sohn eines traditionellen Peronisten, der vor vielen Jahren hervorstach und Anhänger von Cristina Kirchner ist, leitet eine Gruppierung mit dem Namen Föderation der Volkswirtschaftsarbeiter, die er erfunden hat, um zu zeigen, dass er politisch wichtig ist. Jetzt ist ihm nichts Besseres eingefallen, als mit einer Gruppe von Radaubrüdern das Gebäude zu stürmen, in dem sich der Kabelfernsehanbieter Cablevisión befindet, der zum Clarín-Konzern gehört. Er forderte, dass das Unternehmen einen TV-Kanal in sein Angebot aufnimmt, den Grabois selbst betreiben will. Die Leitung von Cablevisión wies darauf hin, dass sie sich nur mit der Betreibung und den Inhalten der Sendungen ihrer Kanäle befasse, aber keine Rechte für einen Kanal vergebe.

			Grabois zog sich dann zurück, und es geschah weiter nichts. Angenommen, das zuständige staatliche Amt Enacom nimmt seinen Antrag entgegen und erteilt ihm das Recht, einen Fernsehkanal zu betreiben, dann muss er auch sehen, wie er das finanziert. Und dann muss er dafür sorgen, dass die Zuschauer diesen Kanal sehen, was er mit den üblichen Barrikadenreden dieser Gruppen gewiss nicht erreichen kann.

			Die Kirchneristen haben eine schlechte Beziehung zum Clarín-Konzern, die politisch unverständlich ist. Néstor Kirchner verstand sich am Anfang recht gut mit dieser Mediengruppe. Doch dann kam der Streit mit den Landwirten auf, die gegen eine Erhöhung des Exportzolles auf Sojabohne auf 40 Prozent meuterten, wobei Clarín und andere Medien des Konzerns Stellung für die Landwirte bezogen, was verständlich ist, da auch viele Landwirte diese Zeitung lesen und der Verlag sie eben nicht vor dem Kopf stoßen wollte. Doch das machte Néstor Kirchner wütend. Die Regierung ging gegen den Konzern vor, auch mit einer gesetzlichen Reform der Rahmenordnung des Kabelfernsehens, die dann vor Gericht beanstandet wurde und schließlich nicht durchkam, und im Industrie- und Handelssekretariat, geleitet von Guillermo Moreno, gab es überall Plakate mit dem Text “Clarín lügt”. Heller Wahnsinn! Es ist begreiflich, dass Clarín keine Sympathie für die Kirchners hat. Und nach dem Überfall von Grabois noch weniger.

			Neuer Arbeitssekretär

			Jorge Triacca, Sohn eines Gewerkschaftlers der Arbeiter der Kunststoffindustrie, ist von seinem Amt als Arbeitssekretär zurückgetreten, nachdem er vor einigen Monaten schon vom Minister zum Staatssekretär degradiert worden war, der Produktionsminister Dante Sica unterstellt ist. Triacca hat gute Beziehungen zu den Gewerkschaftlern unterhalten, hat aber im Wesen wie sie gedacht und daher die Reformen gescheut, die bitter notwendig sind, um die Beschäftigung anzukurbeln. 

			An seine Stelle wurde Lucas Fernandez Aparicio ernannt, der wenig bekannt ist, obwohl er bis April dieses Jahres schon als Staatssekretär im Arbeitsministerium, unter Triacca, tätig war, und den Schutz von Kabinettschef Marcos Peña genoss. Als er einige Gewerkschaftskassen und auch die Subventionen im Rahmen des REPRO-Systems (für Erhaltung von Arbeitsplätzen) unter die Lupe nahm, begann ein Kurzschluss mit Triacca, der mit seinem Rücktritt endete.

			Doch bei einem Beamten, der jetzt für die Arbeitspolitik zuständig ist, genügt es nicht, dass er sich um die krummen Machenschaften der Gewerkschafter kümmert. Er muss ein Gesamtkonzept über Arbeitspolitik und Arbeitsgesetzgebung haben, so dass er sich auch für Reformen einsetzt. Und in dieser Beziehung ist wenig über ihn bekannt. Zunächst muss er sich mit dem Konflikt von Aerolineas Argentinas befassen und dann mit den Lohnverhandlungen für 2019, bei denen die Regierung eine allgemeine Zulage von 23% anstrebt, die der Inflation entspricht, die im Haushaltsgesetz enthalten ist. Doch hier stößt er auf einen Widerspruch: die Lohnverhandlungen sind frei, und die Regierung kann nur Empfehlungen machen und sie nur im öffentlichen Bereich durchsetzen. Um eine Richtlinie bindend zu machen, bedarf es einer gesetzlichen Reform. Und um den Arbeitgebern die Möglichkeit zu geben, mehr Arbeitnehmer einzustellen, und dies auch zu fördern, bedarf es einer noch tieferen Reform. (AT/jea)
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			Der Frauenaufstand

			Von Juan E. Alemann

			Die Anzeige der Schauspielerin Thelma Fardin gegen ihren Kollegen Juan Darthés hat wie eine Bombe eingeschlagen, obwohl es sich um einen sehr eigenartigen Fall handelt. Sie beschuldigt ihn, sie in Nicaragua, wo sich beide anlässlich einer Theateraufführung befanden, vor zehn Jahren im Hotel vergewaltigt zu haben, als sie 16 Jahre alt war. Er dementierte dies, und erklärte, sie habe mit ihm anbändeln wollen, aber er habe darauf nicht reagiert. Aber niemand glaubt ihm. Männer haben in dieser Beziehung ohnehin einen schlechten Ruf, wobei Vorfälle wie dieser sehr häufig sind. Warum sie dies erst jetzt vor der Justiz in Nicaragua eingeleitet und hier bekanntgegeben hat, hat sie nicht erklärt. Man vermutet somit, dass mehr dahintersteckt. Ob der Fall vor Gericht nachgewiesen werden kann, sei dahingestellt. Denn dazu braucht es glaubwürdige Zeugen und Fakten, die den Tatbestand untermauern. Aussage gegen Aussage endet sonst mit Patt.

			Eine bedeutende Gruppe von lokalen Schauspielerinnen hat den Fall mit einem öffentlichen Auftritt hochgespielt und das grundsätzliche Thema, nämlich die Vergewaltigung durch Männer, seien es Freunde, Vorgesetzte oder andere, ins Rampenlicht gestellt. Sofort traten weitere Anzeigen auf, dieses Mal gegen Parlamentarier, die angeblich Angestellte vergewaltigt hätten. Und es kommen immer mehr Fälle von Frauen auf, die bisher aus Angst geschwiegen hatten und sich jetzt ermutigt fühlen, Rache zu nehmen.

			In den meisten Fällen handelt es sich nicht um eine brutale Vergewaltigung, sondern entweder um die Nutzung einer Situation, bei der eine Frau zu viel getrunken hat oder Drogen zu sich genommen hat. Und in noch mehr Fällen wird das Arbeitsverhältnis genutzt, bei dem ein Vorgesetzter das Weiterbestehen des Arbeitsverhältnisses oder die Beförderung einer Angestellten von einem sexuellen Gefallen abhängig macht. Ähnlich wie bei Harvey Weinstein, der Hollywood-Filmproduzent, der seinen Schauspielerinnen diese Gefallen nahelegte, um weiter mit ihm arbeiten zu können. In Zukunft werden sich Männer hüten, so vorzugehen. Denn auch wenn es sich nur um einen plumpen Annäherungsversuch handelt, laufen sie Gefahr, verteufelt zu werden, wobei sie eventuell einen unangenehmen Prozess riskieren, in dem die Richter von vorn herein auf der Seite der Frauen stehen, weil sie die öffentliche Meinung unter Druck setzt.

			Im Grunde handelt es sich jetzt um ein weiteres Kapitel der Gleichberechtigung von Frauen. Diese Entwicklung begann vor langer Zeit und fand in Argentinien vor 70 Jahren ihren Ausdruck im Frauenstimmrecht, das inzwischen fast überall auf der Welt besteht. In den letzten Jahrzehnten traten Frauen auch zunehmend in die Politik ein. Argentinien hatte schon zwei Frauen als Präsidenten, und auch mehrere als Gouverneurinnen, wobei jetzt María Eugenia Vidal in der Provinz Buenos Aires hervorsticht.

			Macri hat die Gelegenheit sofort beim Schopf genommen, indem er einen “nationalen Plan der Gleichheit der Chancen und der Rechte” lanciert hat, der 34 Entscheidungen und 200 Verpflichtungen für seine Mitarbeiter enthält. Mit einer Frau als Vizepräsidentin, Gabriela Michetti, einer weiteren als Sicherheitsministerin, Patricia Bullrich und einer anderen als Sozialministerin, Carolina Stanley, die beide eine wichtige Stellung einnehmen, hat er ohnehin schon gezeigt, dass er Frauen mit Männern gleichstellt.

			Jetzt hat Macri zum zweiten Mal den Inhalt der außerordentlichen Parlamentssitzungen geändert und ein Gesetzesprojekt gegen männliche Übergriffe (die als “violencia machista” bezeichnet werden) eingeschlossen, das von einer peronistischen Deputierten vorgelegt worden war, und schon von den parlamentarischen Kommissionen genehmigt worden war.
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			Im Blickfeld: Heil Hitler, Herr Kommissar

			Von Stefan Kuhn

			Den Vorwurf gibt es nicht erst seit den NSU-Morden. Demnach ist die deutsche Polizei auf dem rechten Auge blind oder zumindest stark sehbehindert. Natürlich ist das übertrieben und aufrechte Demokraten brechen immer wieder eine Lanze für die Ordnungshüter, aber die jüngsten Nachrichten aus Hessen geben linken Polizeikritikern Auftrieb. 

			Angefangen hat der Skandal mit einer E-Mail an eine türkischstämmige Anwältin, der gedroht wurde, sie und ihre zweijährige Tochter „abzuschlachten“. Unterzeichnet war der Drohbrief mit NSU 2.0. Die Juristin hatte im NSU-Prozess die Angehörigen der Oper vertreten. Den Absender konnte die Polizei nicht ermitteln. Sie enthielt aber Informationen, wie den Namen der Tochter und die Adresse der schon häufig bedrohten Anwältin, die abgesehen vom engsten Freundeskreis nur den Behörden bekannt war. Nach einer Anzeige gingen die Ermittlungen zunächst nur schleppend voran, dann wurde die Polizei in ihren eigenen Reihen fündig. Die sensiblen Daten waren von einem Frankfurter Polizeicomputer abgerufen worden.

			Dann ging es Schlag auf Schlag. Eine Beamtin wurde ermittelt, die mit anderen Kollegen in einem Chatroom Hitler-Bilder und rassistische Videos ausgetauscht hatte. Die Polizistin und ihre Kollegen wurden vom Dienst suspendiert. Der Skandal hat inzwischen auch Dienststellen in anderen Landesteilen Hessens erfasst. Inzwischen befinden sich sieben Beamte im Zwangsurlaub.

			Hessens Innenminister Peter Beuth weist Berichte über ein rechtsextremes Netzwerk in der Polizei zurück. Man mag ihm zustimmen, denn bei sieben von 18.000 Polizeibediensteten im Land kann kaum von einem „Netzwerk“ die Rede sein. Aber vielleicht ist das auch nur die Spitze des Eisbergs. Vielleicht sind die Sieben nur Bauernopfer, deren Gesinnung die Polizeiführung nun wirklich nicht leugnen konnte. Um solchen Verdächtigungen entgegenzusteuern, hätte man die Ermittlungen sofort dem Landeskriminalamt übergeben müssen.

			Dass die Polizei kein Spiegelbild der Gesellschaft ist, ist offensichtlich. Sie steht für Recht, Ordnung und Disziplin, und damit konnte und kann man Berufsanfänger nur bedingt begeistern. Sie ist allerdings auch nicht mehr die staatliche Institution, die sie bis in die 1980er-Jahre war. Bei Gründung der Bundesrepublik wurden Beamte der NS-Zeit übernommen, in den 60er-Jahren ging es gegen die Studentenproteste, in den 70ern gegen Linksterroristen und in den 80ern gegen Atomkraftgegner. Damals stand der Feind links und der Vorwurf, auf dem rechten Auge blind zu sein, ließ sich nicht von der Hand weisen. Der Anschlag auf das Münchner Oktoberfest oder die Wehrsportgruppe Hoffmann waren keine Pannen. Rechter Terror war für die Polizei schlicht inexistent. Das mussten verwirrte Einzeltäter gewesen sein.

			Das ist heute nicht mehr so, auch wenn es ein Skandal war, dass eine dreiköpfige rechtsextreme Terrorgruppe wie der NSU über mehr als zehn Jahre hinweg neun Menschen mit Migrationshintergrund und eine Polizistin kaltblütig ermorden, drei Sprengstoffanschläge und 15 Raubüberfälle verüben konnte. Das hängt mehr mit Inkompetenz und Ignoranz zusammen - nicht nur der Polizei, sondern vor allem der Landesgeheimdienste. Spätestens seit den 90er-Jahren, seit rechtsextremen ausländerfeindlichen Ausschreitungen von Rostock und Hoyerswerda, seit den Brandanschlägen auf Flüchtlingsunterkünfte und von Deutschtürken bewohnte Häuser, weiß selbst ein überarbeiteter Streifenbeamter, dass der Feind auch rechts steht.

			Das Grundproblem der Polizei dürfte akuter Personalmangel sein. Die Welt ist zusammengerückt, in Europa sind die Grenzen offen, die Straftaten globalisiert. Die Polizei hat es nicht mehr mit den üblichen Verdächtigen zu tun. Sie hinkt der technischen Entwicklung hinterher, sie muss sich ständig auf neue Straftätergruppen einstellen. Das war schon immer so. Sieht man sich die linksterroristische Rote Armee Fraktion an, die über mehr als 20 Jahre hinweg mordete, ist man ernüchtert. Genau genommen hat nicht die Polizei, trotz Rasterfahndung und Überwachung der „Sympathisantenszene“, die RAF zur Strecke gebracht. Diese hat sich in der „dritten Generation“ selbst aufgelöst.

			Vor diesem Hintergrund muss man sich nicht wundern, dass der dreiköpfige NSU, mit seinem kleinen Unterstützerkreis zehn Jahre lang unentdeckt blieb. Zuvor waren Rechtsextreme durch Brandanschläge aufgefallen, nicht durch gezielte Morde an willkürlich ausgewählten Menschen mit Migrationshintergrund. Die deutsche Polizei ist heute keine Truppe mehr, die bevorzugt auf linke Demonstranten knüppelt und potenzielle Rechtsterroristen für (wehr)sportbegeisterte Pfadfinder hält. Sie ist schlicht überfordert.

			Dennoch ist Hessen ein besorgniserregender Skandal. In erster Linie, weil die sieben suspendierten Polizisten sicher kein Einzelfall sind. Da mag es schon eine recht hohe Dunkelziffer geben. Dann ist auch kaum vorstellbar, dass es nur im schwarz-grün regierten Hessen solche irregeleiteten Schafe gibt, sondern auch in den übrigen 15 Landespolizeidirektionen. Rechtspopulistische Tendenzen in der Polizei gab es auch in Postnazi-Zeiten. Als in den 80er-Jahren die Republikaner Wahlerfolge verbuchen konnten, waren viele ihrer Kandidaten Polizeibeamte.

			Heute ist das sicher nicht viel anders. Der Wähleranteil der AfD unter den Polizisten dürfte über dem an der Gesamtbevölkerung liegen. Das hing damals mit der „Ausländerkriminalität“ zusammen und heute mit den von Flüchtlingen begangenen Straftaten. Deren Zunahme lässt sich nicht leugnen, und dass ein Polizist, der ständig mit solchen Straftaten beschäftigt ist, AfD wählt, ist vielleicht kurzsichtig, aber irgendwie nachvollziehbar. Wenn er aber eine türkischstämmige Anwältin und ihre Tochter mit dem Tod bedroht, im Netz Hitler-Bilder und rassistische Videos verbreitet, dann darf er nicht Polizist sein.
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			Randglossen

			Die Freilassung des ehemaligen Vizepräsidenten Amado Boudou, der jetzt unter Hausarrest mit einer beschränkten Bewegungsfreiheit steht, ist allgemein schlecht angekommen. Doch die Richter haben sich in diesem und nicht wie in vielen anderen Fällen streng an die Verfassung gehalten. Artikel 18 besagt: “Die Gefängnisse der Nation werden gesund und sauber sein (was in der Praxis nicht der Fall ist), und sind nicht für Bestrafung, sondern für Sicherheit derjenigen bestimmt, die in ihnen verhaftet sind, und jede Maßnahme, die mit dem Vorwand der Verhütung dazu führt, sie zu demütigen, und über die Notwendigkeit der Maßnahme hinausgeht, macht den Richter, der sie zulässt, dafür verantwortlich.” Es geht also darum, die Bevölkerung vor Mördern, Vergewaltigern, Räubern u.a. Verbrechern zu schützen, aber nicht um den Verurteilten einen Schaden zuzufügen. Boudou kann jetzt gewiss nicht weiter krumme Geschäfte machen, die nur dank seiner Stellung im Staatsapparat möglich waren. Dass er jemand ermordet, überfällt oder Frauen vergewaltigt, kann man ihm gewiss nicht unterstellen.

			Nein, wir tun das nicht. Wir wünschen unseren Leserinnen und Lesern kein schönes Weihnachtsfest. Zum einen, weil unsere jüdischen Leser um diese Jahreszeit Chanukka, das Lichterfest, und nicht Weihnachten feiern, aber in diesem Jahr ist das unerheblich. Chanukka endete schon am 10. Dezember. Der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet (CDU), eigentlich ein Guter, besteht auf einem „gesegneten Weihnachtsfest“. Das ist übergriffig, weil er an den gesetzlichen Weihnachtsfeiern fast ein Drittel der Bevölkerung ausschließt. Von der Zweidrittelmehrheit der nordrhein-westfälischen Christen weiß sicher ein Großteil nicht, dass man an Weihnachten die Geburt Jesu feiert. Wir wünschen traditionell frohe Feier- oder Festtage, obwohl „Happy Amazon“ zeitgemäßer wäre.

			Weltweit hasst man ihn. Wohl deshalb hat US-Präsident Donald Trump diese Ehrung bekommen. Ein halbblinder paraguayischer Wurm heißt künftig „Dermophis donaldtrumpi“. Ein Umweltunternehmen hatte sich das Recht auf die Namensgebung ersteigert. Schleichenlurche graben sich gern in den Untergrund. „Seinen Kopf in den Sand zu stecken, hilft Donald Trump, wenn er den wissenschaftlichen Konsens über den menschengemachten Klimawandel ignoriert“, begründete EnviroBuild-Gründer Aidan Bell die Namenswahl. Man mag den neu entdeckten Wurm bedauern, aber er ist nicht das einzige Tieropfer. Es gibt bereits ein Motte mit dem Namen „Dermophis donaldtrumpi“. Ihre Haarpracht soll der des US-Präsidenten ähneln.
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			BIP im 3. Quartal: -3,5%

			Das Statistische Amt (INDEC) hat das Bruttoinlandsprodukt für das 3. Quartal 2018 mit einem Minus von 3,5% gegenüber der gleichen Vorjahresperiode und einem von 0,7% gegenüber dem 2. Q. 2018. berechnet. 

			Die Entwicklung war im Laufe der letzten 5 Quartale wie folgt:

			Periode..............Veränderung gegen Vorjahr

			3. Quartal 2017..........+4,2%

			4. Quartal 2017..........+4,5%

			1. Quartal 2018..........+4,3%

			2. Quartal 2018..........-4,0%

			3. Quartal 2018..........-3,5%

			Die Wirtschaft war 2017 in Schwung geraten, der im 1. Quartal 2018 weiter andauerte. Erst im April, als die Krise auf dem Devisenmarkt einsetzte, kam der Zusammenbruch. In 9 Monaten 2018 lag das BIP somit um 1,4% unter der gleichen Vorjahresperiode. Nachdem im 4. Quartal ein weiter Rückgang von ähnlicher Größenordnung wie im 3. Quartal erwartet wird, würde das BIP im ganzen Jahr um 2,2% unter dem Vorjahr liegen.

			Im 3. Quartal 2018 ging der Einzel- und Grossistenhandel innerjährlich um 8,9% zurück, die Industrie um 6,6%, Landwirtschaft um 5,2%, Transport und Fernverbindungen um 3,8%, und Hotels und Restaurants um 3,5%.

			Es handelt sich jetzt um die fünfte Rezession in 10 Jahren, und die zweite der Regierung von Mauricio Macri. Rezessiv waren das 1. Quartal 2008, das 2. Quartal 2012, das 3. Quartal 2013, das 4. Quartal 2015 und das 2. und 3. Quartal 2018. Obwohl sich die Macri-Regierung vorgenommen hat, diese kurzfristigen Schwankungen zu überwinden und ein langfristiges Wachstum einzuleiten, ist ihr dies bisher nicht gelungen, wobei der Saldo in 4 Jahren Regierung kaum positiv sein wird. Das BIP müsste 2019 2,5% wachsen, um den Stand von 2015 zu erreichen. Da die Bevölkerung jedoch in 4 Jahren um mindestens 5% gestiegen ist, liegt das BIP pro Kopf auf alle Fälle 2019 und 2015.
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			Arbeitslosigkeit von 9% im 3. Quartal 2018

			Die Zahl der Vollarbeitslosen im Verhältnis zur aktiven Bevölkerung (diejenigen, die effektiv arbeiten plus diejenigen, die arbeiten wollen, aber nicht können) lag im 3. Quartal bei 9%, berichtete das INDEC. Dieser Koeffizient liegt unter dem von 9,6% des 2. Quartals 2018, aber über dem von 8,3% des 3. Quartals 2017. Angesichts des starken BIP-Rückganges im 3. Quartal 2018 hätte man eine höhere Arbeitslosigkeit erwartet. Hierzu muss bemerkt werden, dass nur diejenigen als Arbeitslose eingestuft werden, die sich um einen Arbeitsplatz bemühen, also besonders bei Unternehmen, die freie Stellen bekanntgeben, Schlange stehen. Doch viele Arbeitslose haben die konkrete Suche nach einer Arbeit aufgegeben weil sie davon ausgehen, dass sich ohnehin nicht angestellt werden, und erwarten, dass ihnen ein Verwandter oder ein Freund eine Stelle vermittelt. Die Arbeitslosigkeit liegt somit in Wirklichkeit über 10%.

			Zu den Vollarbeitslosen kommen noch die Unterbeschäftigten hinzu, die 11,8% der aktiven Bevölkerung ausmachen, gegen 10,8% im gleichen Vorjahresquartal. Diese Kategorie bezieht sich diejenigen, die unter 35 Wochenstunden arbeiten, aber mehr arbeiten wollen. Diese Kategorie ist unpräzise, weil viele Menschen, vor allem im Landesinneren, die 35 Wochenstunden nicht erreichen und für sie dies normal ist. Was die Zahl jedoch nicht misst, ist wieviele Stunden diese Unterbeschäftigten effektiv arbeiten. In Rezessionszeiten pflegt diese Zahl stark zurückzugehen, so dass viele eigentlich als Vollarbeitslose eingestuft werden müssten.

			Die aktive Bevölkerung macht im 3. Q. 2018 46,7% der Gesamtbevölkerung aus, gegen 46,3% ein Jahr zuvor. Der Koeffizient ist im internationalen Vergleich niedrig  und müsste normalerweise über 50% liegen. Dennoch hat in den letzten Jahren hat eine langsame Zunahme eingesetzt, weil mehr Frauen auswärts arbeiten.

			Die Beschäftigten umfassen 42,5% der Bevölkerung, gegen 42,4% ein Jahr zuvor. Somit entfallen die zusätzlichen Arbeitslosen eigentlich auf Menschen, die sich vor einem Jahre nicht um einen Arbeitsplatz bemüht haben.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 39,33, gegen $ 38,62 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 59,71 Mrd., gegen u$s 49,88 Mrd. in der Vorwoche. Der erhöhte Swap-Betrag, der mit China vereinbart wurde, hat diesen Reservensprung herbeigeführt. Hingegen ist die Freigabe des IWF-Kredites von u$s 7,6 Mrd., die das Direktorium des Fonds jetzt genehmigt hat, noch nicht als ZB-Reserve gebucht worden. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29.11.19 bei $ 54.40, was einen Jahreszinssatz von 45,15% zum Ausdruck bringt.

			***

			Am Mittwoch hat die ZB den Restbestand von Lebac (ZB-Wechseln) von $ 68 Mio. gezahlt und keine neuen untergebracht. Die Lebac-Verschuldung der ZB, die vor einigen Monaten noch $ 1,2 Bio. erreicht hatte, wurde abgeschafft, wie es im Abkommen mit dem IWF vereinbart wurde. Doch das Schatzamt hat am Mittwoch Leliq-Schatzscheine auf 9 Tage (wegen der Feiertage wurde der Termin um zwei Tage verlängert) für $ 207,4 Mrd. zu 59,45% untergebracht, und dabei auch Leliq für $ 156,3 Mio. amortisiert. Der größte Teil der Liquidität, die die Zahlung der Lebac herbeigeführt hat, wurde somit durch Leliq aufgesogen.

			*** 

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires weist in einer Woche zum Mittwoch einen Kursverlust von 3,58% aus, und liegt somit um 0,32% unter Ende Dezember 2017.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere standen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen einer deutlichen Baisse. Die Entwicklung war im Enzelnen wie folgt: Argentina 2019: ohne Veränderung; Argentina 2021: -2,03%; Argentina 2026: -2,43%; Argentina 2046: -1,85%; Bonar 2024: -3,56%.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 846,54 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 834,15) und bei 24 Karat zu $ 1.472,11 ($ 1,450,72).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 17.12.18 um 40,53%, nachdem in den letzten 30 Tagen ein Sprung von 17,72% stattgefunden hat. Die ZB hat zum Jahresende eine höhere monetäre Expansion zugelassen als im Vorjahr, um das Weihnachts- und Neujahrsgeschäft zu finanzieren. Im Januar setzt dann eine kontraktive monetäre Entwicklung ein. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 13,52% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 17.12.18 um 56,51% auf $ 2,87 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 19,26% auf $ 1,83 Bio zu. Die Dollardepositen stiegen um 7,26% auf u$s 33,20 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 5,50% auf u$s 15,86 Mrd. zu.

			***

			Im November wies die Handelsbilanz einen Überschuss von u$s 979 Mio. aus. In 11 Monaten 2018 beträgt das Defizit jetzt u$s 5,19 Mrd., 31% unter dem Vorjahr. Die Exporte lagen im November bei u$s 5,34 (+14,5% gegenüber dem Vorjahr) und die Importe erreichten u$s 4,36 Mrd. (-30,9% unter dem Vorjahr). 

			***

			Nachdem gesetzlich verfügt wurde, dass die ab 1.1.2017 ernannten Richter die Gewinnsteuer (Einkommenssteuer) zahlen, wurde jetzt bestimmt, dass diejenigen, die vorher Gerichtssekretäre waren und auch von der Gewinnsteuer ausgenommen waren, jetzt die Steuer nur auf die Differenz des Richtergehaltes und des vorangehenden Gehaltes zahlen. Anwälte, die von draußen kommen, wenn sie zu Richtern ernannt werden, zahlen hingegen die volle Steuer. Und die schon vorher bestehenden Richter zahlen weiter keine Gewinnsteuer.

			***

			Richter Marcelo Aguinsky, der für Wirtschaftsstrafrecht zuständig ist, hat eine Vermögensbeschlagnahme von u$s 3,3 Mrd. für 60 ehemalige Zollbeamte und auch Unternehmer verfügt, die des Schmuggels angeklagt wurden. Es handelt sich hier um die sogenannte “Container-Maffia”, die unter den Kirchner-Regierungen 561 Container mit falschen Inhaltsangaben durch den Hafen von Buenos Aires geschleust hatte, und dabei einen sehr niedrigen Zollsatz gezahlt hat, weit unter dem, der für diese importierten Waren gilt. Dabei ist auch der Schwager des ehemaligen Planungministers, Julio de Vido, betroffen, der Claudio Minicelli heisst. Dieser Schmuggel war nur möglich mit Mitwirkung der damaligen Zollbehörden.

			***

			Transportminister Guillermo Dietrich hat eine Ausschreibung für die Erweiterung und Modernisierung des Hafens von Buenos Aires eingeleitet. Es handelt sich um eine Konzession, bei der die private Investition auf u$s 1,37 Mrd. veranschlagt wird, wobei der Staat u$s 540 Mio. hinzufügen soll. In den ersten 10 Jahren der Konzession wird das private Unternehmen, das die Zuteilung erhält, etwa u$s 760 Mio. investieren müssen. Der Dock, an dem die Schiffe anlegen, soll um 900 Meter verlängert werden. Dadurch soll die Kapazität für Container von gegenwärtig 1,4 Mio. bis 2030 auf 2,7 Mio. pro Jahr erhöht werden. Dabei ist auch vorgesehen, dass größere Schiffe diesen Hafen verwenden können. Im Jahr 2020 verfallen die drei bestehenden Konzessionen. Angeblich will die Regierung dann auf einen einzigen Konzessionär übergehen. 

			***

			In der Vorwoche hat der Senat hat das Gesetz verabschiedet, durch das bestimmt wird, dass das Gesetz 25.080 über Förderung der Aufforstung mit einigen Änderungen weiterhin Kraft bleibt. Seit 1978 bestehen in Argentinien direkte Subventionen, in Form eines festen Betrags pro Hektar, der aufgeforstet wird. Um die 3.000 Landwirte erhalten jedes Jahr diese Subvention. Das Thema war bei den Gesprächen aufgekommen, die Präsident Macri mit Landwirten der Forstwirtschaft und Industrieunternehmern der Holzindustrie hielt. Argentinien weist hervorragende Bedingungen für die Forstwirtschaft auf, und kann viel mehr Holz und Holzprodukte exportieren, als es bisher der Fall war.

			*** 

			Ein Jahr nach dem sogenannten Fiskalpakt, bei dem die Provinzen sich gegenüber dem Bundesstaat zur Einhaltung bestimmter Ziele bei ihren Finanzen verpflichtet hatten, weisen die meisten Provinzen eine reale Zunahme ihrer Einnahmen aus eigenen Steuern aus. Am höchsten war die Zunahme in Neuquén (+27,4%, nach Abzug der Inflation), was sich durch die Erdöl- und Gasgebühren erklärt. An zweiter Stelle kommt Salta (+25,5%). Doch 9 Provinzen verzeichnen reale Abnahmen, an erster Stelle Santa Cruz (-22,8%) und dann Santa Fe (-11,1%). Die sehr verzerrende Bruttoumsatzsteuer wurde jedoch,entgegen dem allgemeinen Versprechen, nur ausnahmsweise abgebaut.

			***

			Die Regierung hat das staatlich kontrolliere Erdölunternehmen YPF ermächtigt, Gas nach Chile zu exportieren. Es sollen 1,5 Mio. cbm. pro Tag sein, die in Neuquén gefördert werden.

			***

			Die Regierung hat schon Eintragungen für Getreide- und Ölsaatexporte, die am 30. und 31. August 2018 (unmittelbar vor der Einführung des Exportzolles) eingetragen worden waren, als ungültig erklärt. Das stellt, mit 2,85 Mio. Tonnen, etwa ein Drittel der gesamten Eintragungen dar. Die Exportsteuer wurde jeweils zum Zeitpunkt der Eintragung, nicht des effektiven Exportes gezahlt. Juristisch ist der Fall jedoch nicht klar.

			***

			Die Eisenbahn “Belgrano Cargas” (von Buenos Aires bis Jujuy u.a. Orten) hat im November 2018 220.561 Tonnen Fracht befördert, 45% über dem gleichen Vorjahrsmonat. Dies ist auf den verbesserten Dienst zurückzuführen. 600 km Schienen wurden schon ganz erneuert, und es wurden neue Lokomotiven und Waggons eingesetzt. Der Übergang vom Lastwagen auf die Eisenbahn, der gegenwärtig stattfindet, verbilligt die Frachten und entlastet die Straßen im Landesinneren.

			***

			Nachdem die Mittel, die der IWF beisteuert, nur 54% des finanziellen Bedarfs des Nationalstaates für 2019 decken, will die Regierung den restlichen Betrag auf dem lokalen Finanzmarkt aufnehmen. In diesem Sinn hat das Schatzamt 33 Ausschreibungen bekanntgegeben, von denen sich 21 auf Schatzscheine in Dollar (Letes) und 12 auf Schatzscheine in Pesos (Lecap) beziehen. Gleichzeitig soll ein System eingeführt werden, durch das Banken einen Markt für diese Titel bilden, so dass sie Liquidität haben.

			***

			Eine Studie des Wirtschaftsinstitutes IEERAL, das von der Stiftung “Fundación Mediterránea” abhängt, hat ergeben, dass die Personalausgaben der Provinzen 2018 gegenüber 2017 real (bei Berücksichtigung der Inflation) zurückgegangen sind. Am höchsten waren die Abnahmen in Misiones (-12%), Santa Cruz (-11%), Chaco (-10%), Santa Fe (-7%), Formosa (-7%) Rio Negro (-7%) und Santiago del Estero (-5%) In der Bundeshauptstadt betrug die Verringerung 3% und in der Provinz Buenos Aires 4%. Die gesamten provinziellen Ausgaben sind real zwischen 2016 und 2018 um 3,4% gestiegen, während sie beim Nationalstaat um 11,4% zurückgegangen sind. Von den gesamten Staatsangestellten des Landes entfallen 66% auf die Provinzen, 21% auf den Nationalstaat und 13% auf die Gemeinden.

			***

			Durch Beschluss 4361/16 der AFIP wurde bestimmt, dass diejenigen, die ins Land einreisen, nur in folgenden Fällen eine eidesstattliche Erklärung abgeben müssen: 1. Wenn sie Produkte mitbringen, die vom Sanitätsamt Senasa kontrolliert werden müssen; 2. Wenn sie über u$s 10.000 in bar mitbringen; 3. Wenn sie Waren über dem erlaubten freien Wert von u$s 500 (bzw. u$s 300 von Personen unter 16 Jahren) mitbringen. Bei Gütern, die diese Werte übersteigen, muss ein Zollsatz von 50% auf die Differenz zum freien Betrag gezahlt werden. Von den Gütern sind eigene Bekleidungsstücke, Bücher, und Zeitschriften, ein Notebook oder Tablet por Person, und Waren, die bei der Ausreisen angegeben wurden, nicht eingeschlossen. 

			***

			Sämtliche Projekte über Infrastrukturinvestitionen, die im Rahmen des PPP-Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit durchgeführt werden sollen, stehen still, weil das Finanzierungsproblem noch nicht gelöst werden konnte. Das bezieht sich an erster Stelle auf die sechs schon zugeteilten Projekte für den Bau von Autobahnen und Überlandstraßen. Regierungssprecher weisen darauf hin, dass die hohe Landesrisikorate (die diese Woche 782 Punkte erreicht hat) die Finanzierung unmöglich macht. Doch außerdem besteht das Problem der Unternehmen, die an den Projekten beteiligt sind und wegen Korruption prozessiert wurden. Die US-Gesetzgebung ist in dieser Beziehung sehr streng. Das Projekt eines Wasserkraftwerkes in Mendoza, in “Cuesta del Viento”, das auch mit dem PPP-System ausgeschrieben werden sollte, wird jetzt vom Staat an ein Bauunternehmen in Auftrag gegeben. Minister Dujovne erklärte, er erwarte Kredite der Weltbank, oder der Interamerikanischen Entwicklungsbank, für dieses Projekt, das auf u$s 1,2 Mrd. veranschlagt wird. 

			***

			Die ersten zwei Arbeitsabkommen für 2019 wurden mit einer Lohnerhöhung von 23% abgeschlossen, mit einer Revisionsklausel (aber ohne automatische Indexierung), womit sie sich an die Richtlinie der Regierung halten. Die Erhöhung erfolgt außerdem stufenweise. Es handelt sich um die Arbeitnehmer der Sportklubs und ähnlicher Tätigkeiten, und um die Hauswarte. In beiden Fällen waren die Lohnerhöhungen der letzten Jahre als untragbar empfunden worden, und haben viele Konflikte verursacht. 

			***

			Die Gewerkschaften der Schifffahrt haben ab erster Stunde vom vergangenen Mittwoch die normale Schifffahrt behindert und verhindert, dass Schiffe abfahren konnten. Mit den Unternehmern war bisher eine Lohnerhöhung von 15 vereinbart worden, die die Gewerkschaften jedoch als weitaus unzureichend betrachten. 

			***

			Das unlängst geschaffene Amt für die Bewertung der Immobilien im ganzen Land (Ofevi) hat beschlossen, die Fiskalwerte (die bei der provinziellen Immobiliensteuer gelten) auf 70% der Marktwerte festzusetzen. Gegenwärtig liegen die Fiskalwerte im landesweiten Durchschnitt bei etwa 20%, wobei sie in einigen Provinzen nur 2% erreichen. Die einzige Provinz, in der diese Festsetzung neuer Werte voranschreitet ist Córdoba. Gegenwärtig stammen etwa zwei Drittel der eigenen Steuereinnahmen der Provinzen aus der Bruttoumsatzsteuer, die am meisten verzerrende Steuer, weil sie in jeder Etappe des Handels erneut auf den Gesamtwert der Ware erhoben wird. Diese Steuer, zu deren Verringerung sich die Gouverneure gegenüber der Bundesregierung verpflichtet haben, soll so weit wie möglich durch eine effektive Immobiliensteuer ersetzt werden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien wurden jetzt ausländische Airlines für interne Flüge zugelassen. Das hat Präsident Michel Temer durch ein Dekret verfügt, mit der der zukünftige Präsident Jair Bolsonaro einverstanden ist. Bisher mussten die Unternehmen, die den Binnenmarkt bedienten, 80% brasilianisches Kapital haben. Das Dekret muss noch vom Parlament bestätigt werden. Die Regierung weist darauf hin, dass diese Maßnahme den Tourismus fördern und die Passagen verbilligen werde.

			***

			Jeden Tag flüchten durchschnittlich 5.500 Menschen aus Venezuela, hat die Flüchtlingsagentur der UNO, ACNUR, festgestellt. In diesem Jahr sind es schon über 2 Mio. Der größte Teil begibt sich nach Kolumbien und Brasilien, aber viele gehen direkt oder über diese Länder schließlich nach Ecuador, Mexiko, Argentinien, Chile u.a. Länder. Nach Argentinien kommen vor allem Akademiker und qualifizierte Fachleute. Dieser menschliche Aderlass vertieft die Krise in Venezuela, schafft jedoch gleichzeitig ein Problem in den Ländern, die eine hohe Zahl von Flüchtlingen empfangen. Der freie Personenverkehr in Lateinamerika, den das UNASUR-Abkommen bestimmt, lässt sich nicht mehr Aufrecht erhalten.

			***

			In Brasilien verzeichnet der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit in 10 Monaten 2018 eine Zunahme von 1,4% gegenüber der gleichen Vorjahresperiode. 2017 war die Wirtschaft schon um 1,1% gewachsen, nach der tiefen Rezession der Jahren 2015 und 2017, mit einem BIP-Rückgang von insgesamt 7%. Für 2019 erwartet die Wirtschaftszeitschrift Focus eine BIP-Zunahme von 2,55% und für 2010 eine von 2,5%. 

			***

			Venezuela hatte unlängst einen Kredit von 500 Millionen Dollar bei der Bank für lateinamerikanische Entwicklung, ehemals Andenkörperschaft (CAF) benannt, gefordert. Doch Argentinien, Brasilien und Kolumbien stimmten dagegen, und Trump übte auch Druck in diesem Sinn aus. Im Grunde ist die Entscheidung von Präsident Macri rein technisch in Ordnung, weil Venezuela total pleite und gewiss nicht kreditwürdig ist. Einem Land mit einer Hyperinflation, die monatlich über 200 Prozent liegt, mit einer Wirtschaft, die einfach überhaupt nicht funktioniert, kann man keinen Kredit erteilen. Auch dann nicht, wenn es im Grunde nur darum geht, mit diesem Kredit die Rückzahlung eines vorangehenden zu finanzieren, den Venezuela sonst nicht zahlen kann. Aber Präsident Maduro dürfte den Fall anders sehen, nämlich mit Macri als Feind. Der Präsident der CAF, Luis Carranza Ugarte, hatte für Venezuela gestimmt. Aber es ist nicht sicher, ob er eine Mehrheit im Vorstand aufbringt. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Mercedes Benz Argentina
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			In einem Jahr, in dem die Agenturen von Mercedes Benz neue Lokale im ganzen Land eröffnet haben, kommt jetzt der Konzessionär Klasse (von der Firma Cigliutti Guerini) hinzu, mit einer neuen Agentur auf der Avenida del Libertador 1551, im Vorort Vicente Lopez. Klasse ist bei Mercedes Benz Nummer eins beim Verkauf von Automobilen. Es handelt sich um den ersten Showroom Mar 2020, der ein völlig neues Konzept enthält, das 100% digital und interaktiv für den Verkauf von Automobilen und Vans ist.Das Verkaufsnetz von Mercedes Benz zählt über 1.900 direkte Angestellte, 30% mehr als vor vier Jahren. 

			Aerolíneas Argentinas

			Diese staatliche Airline hat beschlossen, ab nächstem Jahr einen Dienst für die Beförderungen von Paketen einzuführen, die beim Sender abgeholt und beim Empfänger abgegeben werden. Der kommerzielle Direktor, Máximo Amadeo, wies darauf hin, dass dies ein Komplement des Online-Handels sei (der per Internet abgewickelt wird). Dabei wurde die Firma SmartKargo für u$s 5 Mio. verpflichtet, um die Technologie für diesen Dienst einzuführen. Die Logistik des Systems entfällt auf JetPaq, die Abteilung von AA für den Paketversand, die über 32 Büros im Land verfügt. Gegenwärtig bietet AA schon den Paketdienst, bei dem ein Umsatz von u$s 8 Mio. bei 7.000 Tonnen in einem Jahr erreicht wurde. 2021 wird ein Umsatz von u$s 24 Mio. angepeilt, drei Mal so viel wie jetzt.

			Mitsui

			Die japanische Mitsui (die bisher in Argentinien als Trader, Lieferant von Zubehörteilen für Kfz und Produkten für tierische Ernährung präsent war) hat 34% der lokalen “Vientos Los Hércules” übernommen, die Windkraftwerke betreibt. Mit 27 Windanlagen soll die Leistung insgesamt 972 MW erreichen. Der Windpark befindet sich in Pico Truncado, Provinz Santa Cruz. Die Gesamtinvestition des Projektes wird auf u$s 220 Mio. veranschlagt. Mitte 2019 soll mit der Lieferung von Strom an das Verbundnetz begonnen werden, das von CAMMESA betrieben wird. Das Aktienpaket gehörte der französischen Eren, an der die Erdölfirma Total beteiligt ist.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Wirtschaftspolitik im Zeichen der Wahlkampagne 

			Von Juan E. Alemann

			Präsident Mauricio Macri regiert nun schon drei Jahre und hat am 10. Dezember sein letztes Jahr dieser Periode begonnen. Doch es ist klar, dass er ein zweites Mandat braucht, um zeigen zu können, dass seine Regierung auch auf wirtschaftlichem Gebiet Erfolge vorzeigen kann. Eines seiner Grundkonzepte besteht darin, dass die mittel- und langfristigen Ziele Vorrang vor dem kurzfristigen haben, und das bedeutet, dass er in den ersten Jahren keine sichtbaren Erfolge vorweisen kann, voraussichtlich jedoch später. Doch wenn eine andere Regierung an die Macht kommt, dann kann sie von Vielem profitieren, was Macri gemacht hat, und dabei zunächst ungestraft den Weg des Populismus einschreiten. Wobei es dann für eine weitere Regierung noch schwieriger wäre, die Lage wieder einzurenken. Es geht in Argentinien grundsätzlich darum, diese Abwechslung von Populismus und Vernunft zu überwinden, und zu erreichen, dass die politischen Alternativen rationell gestaltet werden. 

			Zunächst musste die Macri-Regierung Ordnung herstellen, dann allgemein Rationalität bei den wirtschaftspolitischen Entscheidungen durchsetzen, eine echte Politik für öffentliche Dienste und, vor allem, Energie im weiteren Sinn, einleiten, die die Versorgung langfristig sichert, und dann mussten die Infrastrukturinvestitionen von horrenden Überpreisen bereinigt werden, und ebenfalls geprüft und gemäß vernünftigen Prioritäten vollzogen werden. Der Staat musste gesamthaft verkleinert werden, weil er von den Kirchners so stark aufgebläht worden war, dass er sich nicht finanzieren ließ. Und das ging eben viel zu langsam und erfordert mehr Zeit, als man am Anfang gedacht hatte. 

			Wenn eine andere Regierung an die Macht käme, würde sie ernten, was Macri gesät hat, dies aber dann als eigene Leistung hinstellen. Auf dem Gebiet der Erdölwirtschaft und der Landwirtschaft kann die nächste Regierung von einer viel höheren Stufe ausgehen. Außerdem erbt sie einigermaßen geordnete Staatsfinanzen, eine Eingliederung die Welt, die unerlässlich ist, und vieles andere. 

			Obwohl von Anfang an angenommen wurde, dass Macri sich bei den Wahlen von 2019 als Kandidat aufstellen wird, hat er dies erst vor Kurzem offen zugegeben. Die Wahlkampagne hat jetzt begonnen, und es fehlen nur 8 Monate bis zu den Primärwahlen (PASO, primarias abiertas simultáneas y obligatorias) und 10 Monate für die Präsidentenwahl. Und dies überschattet die Regierungstätigkeit. Die Frage, die man sich dabei stellt, ist die, ob die Regierung ihren Kurs beibehalten wird, oder im Zuge der Wahlpolitik sozialpolitische Maßnahmen in den Vordergrund stellt, die das Programm gefährden, weil sie mit höheren Staatsausgaben verbunden sind, die die Staatsfinanzen über den Haufen werfen. Diese Woche hat die Regierung verfügt, dass $ 1,5 Mrd. an diejenigen gezahlt werden, die schon Subventionen im Rahmen der bestehenden Sozialprogramme erhalten, gezahlt werden. Doch wenn dies nicht mit zusätzlichen Einnahmen oder Verringerung anderer Ausgaben gedeckt wird, schafft es ein primäres Defizit, und das sollte nicht sein. Dieser Einzelfall sollte zu verkraften sein; aber wenn weitere neue Subventionen dieser Art hinzukommen, dann wird es gefährlich.

			Die Wirtschaft hat sich in diesen drei Macri-Jahren nicht gut entwickelt. Das Bruttoinlandsprodukt ist gefallen, das Realeinkommen der Bevölkerung ist gesunken, die Inflationsrate ist gestiegen, die Armut hat zugenommen und die Arbeitslosigkeit auch, die Staatsschuld (in Dollar) ist stark gestiegen und der Export stagniert. Mit dem, was die Regierung auf wirtschaftlichem Gebiet vorweist, lässt sich gewiss keine Wahl gewinnen. Die Erfolge der Regierung liegen woanders, an erster Stelle bei der Bekämpfung des Drogenhandels, wobei Kokain und Marihuana tonnenweise beschlagnahmt wurden, sehr viele Häuser, wo Paco u.a. Drogen verteilt wurden, abgerissen wurden, und unzählige Rauschgifthändler festgenommen und ihre Organisationen zerschlagen wurden. In diesem Zusammenhang wurde auch ein Fortschritt bei der persönlichen Sicherheit erreicht. Wie weit die Wähler dies schließlich berücksichtigen, sei dahingestellt. Auch auf dem Gebiet der Erziehung und der Gesundheitsbetreuung wurden Fortschritte verzeichnet. Die vielen qualitativen Besserungen werden jedoch nicht so deutlich wahrgenommen, wie die wirtschaftliche Krisenlage.

			Es ist vorauszusehen, dass die Konjunktur unmittelbar wieder nach oben geht. Die Wirtschaftler der Regierung, und auch andere, vertreten die Auffassung, dass im November der Tiefpunkt erreicht wurde. In der Tat sollten sich jetzt schon die Rekordernte von Weizen und Gerste, der gestiegene Inlandstourismus, die erhöhte Gasförderung und die schon fertiggestellten öffentlichen und privaten Investitionen auswirken, zu denen noch die ständige Wirkung der technologischen Revolution hinzukommt. Ab März kommt dann noch die Wirkung der Grobernte hinzu (Mais, Sojabohne u.a. Arten). Da ab Dezember mit niedrigeren Inflationsraten zu rechnen ist und kein Abwertungssprung in Aussicht steht, sollte sich der Ablauf der Wirtschaft normalisieren, umso mehr als 2019 und 2020 keine Zahlungsbilanzkrise zu erwarten ist. Es fehlt eigentlich nur, dass die Regierung eine Lösung für das Problem der absurd hohen Pesozinsen findet, wie wir sie an dieser Stelle mehrmals in Einzelheiten vorgetragen haben. Es wäre wirklich unverzeihlich, wenn ein Aufschwung, der eine so solide Basis hat, durch eine stümperhafte Zinspolitik behindert würde. 

			Zu all dem muss man noch hinzufügen, dass die Krise viele Unternehmer, vor allem kleine, zu Innovationen anregt. Ohnehin zwingt sie die technologische Revolution, die sich besonders auf die Computertechnologie konzentriert, Innovationen einzuführen. Doch darüber hinaus hat die argentinische Bevölkerung einen starken Innovationstrieb, der durch die vielen Krisensituationen gefördert wurde. US-Wirtschaftler heben hervor, dass das wirtschaftliche Wachstum ihres Landes stark auf der Innovation beruht, und das dürfte auch in Argentinien der Fall sein. Die Anpassung an Krisensituationen und die Suche nach Wegen, um sie zu überwinden, wirkt bei der Überwindung der Rezession mit. 

			Die effektive Aussicht einer neuen Aufschwungphase gibt der Regierung viel Spielraum für Reformen, die notwendig sind. Wir sind bezüglich 2019 viel optimistischer als andere. Die letzte Ausgabe des “Latinfocus Consensus Forecast” sieht für 2019 einen BIP-Rückgang von 0,9% vor und ein Wachstum von 2,7% für 2020. Doch einige Wirtschaftler, wie Orlando Ferres und Gabriel Rubinstein, rechnen für 2019 mit einem BIP-Wachstum von 1,7% und 1,4%. Das Wirtschaftsinstitut FIEL, und mehrere Consulting-Firmen (Econométrica, Ecolatina Elypsis, Eco Go und Analytica) sehen hingegen Rückgänge vor. Wir vertreten eine genau entgegengesetzte Auffassung: 2019 wird die Wirtschaft wachsen, und wenn die Regierung versteht, um was es konkret geht und dabei richtig handelt, kann das Wachstum sogar über 4% liegen. 

			Wenn die Regierung mit viel Entschlusskraft an bestimmte Themen herangeht, wie die Arbeitsgesetzgebung, dann kann der Aufschwung verstärkt auftreten und von Dauer sein. Das Wesentliche ist hier, dass in der Aufschwungphase Arbeitsplätze in großen Umfang geschaffen werden. Das hätte eine viel stärkere soziale Wirkung als die üblichen Geschenke an die Armen, und würde sich bestimmt auch positiv auf die Wahlen auswirken. Das erfordert als erstes, dass die Entlassungsentschädigung nicht, wie jetzt, ab drei Monaten gilt, sondern ab zwei Jahren, wobei auch die Soziallasten in der ersten Arbeitsperiode verringert werden. Denn sonst besteht die Gefahr, dass die Unternehmen, auch wenn sie viel mehr produzieren und verkaufen, versuchen mit dem gleichen Personal auszukommen, auch wenn sie dabei gelegentlich Aufträge verlieren. Hinzu kommt noch, dass die Computertechnologie ohnehin menschliche Arbeit spart. 

			Wenn es Macri gelingt, die unter seiner Regierung verlorenen Arbeitsplätze wieder zu schaffen, und auch noch weitere, dann wird sich dies bestimmt auf die Wahlen auswirken. Doch vorher muss er dabei den Kampf mit den Gewerkschaften nicht scheuen, sondern sie in die Enge treiben, mit dem Argument, dass sie sich der Vollbeschäftigung widersetzen. Die Gewerkschafter dürften ohnehin gegen Macri stimmen, so dass es keinen Sinn hat, ihnen gegenüber nachgiebig zu sein.
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			Ein populistischer Vorschlag 

			Von Juan E. Alemann

			Zahlreiche soziale Organisationen haben sich in der Vorwoche getroffen, um eine Denkschrift auszuarbeiten, die dann der lokalen Leitung der katholischen Kirche übergeben wurde. Die Vorschläge sind jedoch letztlich an die Regierung gerichtet. Hoffentlich gibt sich die Kirche nicht dafür her, den Unfug, den diese Leute verzapft haben, auch nur unterschwellig zu befürworten. Im Wesen werden hier die üblichen Gemeinplätze aufgeführt, mit denen diese Leute nur zeigen, dass sie keine Ahnung über Wirtschaft haben. Aber sie sind schädlich, weil sie die Regierung politisch behindern, und somit Maßnahmen erschweren, die notwendig sind.

			Vertreten waren die Gewerkschaftszentrale CGT, auch die zwei abtrünnigen Gruppen der CTA, die gewerkschaftliche Front für das nationale Modell (geleitet von Hugo Moyano), einzelne Gewerkschafter wie Sergio Palazzo (von den Bankangestellten) und Ricardo Pignanelli (von der Gewerkschaft der Metallmechanik), dann die Gruppen “Barrios de Pié”, CCC (Corriente clasista y combativa), Movimiento Evita und die Föderation der Arbeiter der populären Wirtschaft sowie auch Genossenschaften. Wie weit diese Organisationen wirklich existieren oder nur Gummistempel sind, weiß man nicht. Ein Vertreter des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” war auch dabei, hat aber das Dokument nicht unterzeichnet.

			Das gemeinsame Ziel der Beteiligten besteht, wie sie sagen, in einer Verringerung der Arbeitslosigkeit und der Armut, selbstverständlich auch in Wachstum. Inflation wird nicht erwähnt. Die Mittel, mit denen dies erreicht werden soll, sind im Wesen solche, mit denen auf genau das Gegenteil zugesteuert wird. Die starre und wirklichkeitsfremde Arbeitsgesetzgebung, als Hindernis für eine höhere legale Beschäftigung, wird überhaupt nicht erwähnt. Worte wie Produktivität, Effizienz und Technologie kommen nicht auf. Die wirklichen Probleme, die der Wirtschaft zu Grunde liegen, werden total ignoriert. 

			Viele derjenigen, die das Dokument unterzeichnet haben, dürften wissen, dass es grundsätzlich demagogischer Blödsinn ist. Und für andere geht es schließlich darum, eine kommunistische Wirtschaftsordnung einzuführen, bei der Auslandsschulden nicht anerkannt werden, wie es einst bei der Sowjetunion der Fall war. 

			Dass ein Vertreter des Spitzenverbandes der Industrie dabei war, ist unverantwortlich, auch wenn er schließlich nicht zugestimmt hat. Die Industrieunternehmer sollten eine realistische Stellung einnehmen, mit Forderungen, über die sich mit der Regierung reden lässt. Mit irrealen Vorschlägen, wie sie sie in der Vorwoche vorgelegt haben (wir berichteten), erreicht der Verband gar nichts. Und mit einer Annäherung an die oben genannte Gruppen noch weniger. Man hat den Eindruck, dass die Industrieunternehmer selber nicht wissen, was sie von der Regierung wollen, und was ihnen diese überhaupt zugestehen kann. Es fällt auf, dass die Industrie sich einerseits über Konkurrenz importierter Produkte beklagt, jedoch nie darauf hinweist, dass bei vielen dieser Importe falsche, sehr niedrige, Werte angegeben werden, so dass der effektiv gezahlte Zollsatz schrumpft. 

			Grundsätzlich empfiehlt die Denkschrift des oben erwähnten Vereins, eine geschlossene Wirtschaft, mit Hemmung (oder Verbot) von Importen, die mit lokaler Produktion konkurrieren. Die Problematik der Integration der lokalen Fabrikation mit importierten Teilen wird überhaupt nicht erwähnt. Von Exporten, Exportförderung u.dgl. ist nicht die Rede. Das Dokument wendet sich auch gegen hohe Tarife für öffentliche Dienste. Dann soll der Staat die Konzentration der Wirtschaft verhindern (wie wird nicht gesagt), den Rentnern mehr geben, mehr für Erziehung ausgeben und besonders, mehr für Versorgung armer Familien aufwenden. Das ist alles sehr schön, bedeutet aber eine Zunahme der Staatsausgaben und somit ein primäres Defizit der Staatsfinanzen, das schließlich mit Geldschöpfung gedeckt wird. Denn gleichzeitig wendet sich die Denkschrift gegen eine weitere Staatsverschuldung im Ausland, was die Deckung des Defizits mit Krediten ausschließt. 

			Wie bei diesen Leuten üblich, wird auch gegen die hohen Zinsen Stellung bezogen (ohne eine Lösung vorzuschlagen), wobei dann die angebliche Unterordnung der realen Wirtschaft gegenüber dem Finanzbereich kritisiert wird. Offensichtlich haben die Verfasser noch nicht bemerkt, dass Argentinien einen rachitischen Finanzbereich hat, mit einem anormal geringen Umfang von Bankkrediten. Es ist nicht so, dass der Finanzbereich die Wirtschaft ausbeutet, sondern so, dass er bei weitem unzureichend für die Wirtschaft ist, was auch mit der Inflation u.a. Dingen zusammenhängt. 

			Was diese Leute vorschlagen, ist Populismus in Reinkultur. Wenn die Regierung sich effektiv an diese Vorschläge hielte, dann würde die Inflation sofort stark zunehmen, und in absehbarer Zeit würde es zur Hyperinflation und einem bitteren Ende, wie in Venezuela, kommen. Und das will wohl niemand, wohl auch nicht die Mitglieder der Gruppen, die hier auftraten.
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